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I. Einleitung

Im Zusammenhang mit dem Anspruch auf einen Anwalt zu Beginn der Strafuntersuchung ist oft vom
«Anwalt der ersten Stunde» die Rede. Damit ist die Vorstellung verbunden, dass es ganz generell einen
Zeitpunkt gebe, ab welchem die Verteidigung im Strafverfahren ihre Aktivitäten entfalten könne bzw.
können sollte.

Die Wirklichkeit der gesetzlichen Regelungen ist wesentlich komplizierter. Zu unterscheiden sind
nämlich einerseits der Sachverhalt der beschuldigten Person im Freiheitsentzug, und andererseits
die Konstellationen, in welchen die beschuldigte Person ihrer Freiheit nicht beraubt ist. Sodann ist
zu differenzieren zwischen den Fällen nicht notwendiger und solchen notwendiger Verteidigung.
Schliesslich sind die Verhältnisse bei erbetener Verteidigung anders als bei amtlicher Verteidigung,
wobei bei amtlicher Verteidigung die Fälle notwendiger Verteidigung von denjenigen zu unterscheiden



sind, in welchen der mittellosen beschuldigten Person in Konstellationen ohne Bagatellcharakter zur
Wahrung ihrer Interessen auf Antrag hin eine Verteidigerin oder ein Verteidiger bestellt wird.

Nach Art. 128 StPO/CH1 ist die Verteidigung in den Schranken von Gesetz und Standesregeln allein

den Interessen der beschuldigten Person verpflichtet. Aufgrund dieser Klarstellung der Funktion der
Verteidigung im Verfahren rücken die dazu entwickelten Theorien in den Hintergrund.2

Für die Auslegung der Bestimmungen betreffend den Anspruch auf Verteidigung zu Beginn des
Strafverfahrens sind neben den einschlägigen Bestimmungen der StPO/CH die Mindestrechte gemäss
BV sowie EMRK und IPBPR zu beachten. Bei der Abwägung sich widerstreitender Interessen ist
stets im Auge zu behalten, dass die Verteidigung nicht einem Schuldigen hilft, den Schuldspruch zu
verhindern. Bei der beschuldigten Person handelt es sich vielmehr um eine Person, welche Anspruch
auf Respektierung der Unschuldsvermutung (Art. 32 Abs. 1 BV, Art. 6 Ziff. 2 EMRK, Art. 14 Ziff. 2
IPBPR) hat und welche folglich als unschuldig zu gelten hat. Erst das Gericht ist dazu berufen, gestützt
auf die Ergebnisse eines prozessordnungskonformen Verfahrens darüber zu entscheiden, ob sich die
beschuldigte Person der fraglichen Verfehlungen schuldig gemacht hat oder nicht.

II. Der Anspruch auf Beizug bzw. Bestellung eines Rechtsbeistands

In Art. 127 Abs. 1 StPO/CH wird in grundsätzlicher Weise festgehalten, die Verfahrensbeteiligten -
dazu gehört bereits nach Art. 104 Abs. 1 lit. a StPO/CH auch die beschuldigte
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Person - hätten das Recht, zur Wahrung ihrer Interessen einen Rechtsbeistand zu bestellen. Im Falle
der beschuldigten Person muss es sich bei diesem um eine Anwältin oder einen Anwalt handeln (Art.
127 Abs. 5 StPO/CH).

Im Falle der Wahlverteidigung kann die Anwältin bzw. der Anwalt nach Art. 129 Abs. 1 StPO/CH in
jedem Verfahrensstadium mit der Verteidigung der beschuldigten Person betraut werden.

Ein Fall notwendiger Verteidigung liegt gemäss Art. 130 StPO/CH vor, wenn alternativ die
beschuldigte Person mehr als zehn Tage inhaftiert war, wenn ihr eine Freiheitsstrafe von mehr als
einem Jahr oder eine freiheitsentziehende Massnahme droht, wenn sie wegen ihres körperlichen oder
geistigen Zustandes oder aus anderen Gründen ihre Verfahrensinteressen nicht ausreichend wahren
kann und die gesetzliche Vertretung dazu nicht in der Lage ist, wenn die Staatsanwaltschaft vor
dem erstinstanzlichen Gericht oder dem Berufungsgericht persönlich auftritt und schliesslich, wenn ein
abgekürztes Verfahren durchgeführt wird. Im Verhältnis zum noch geltenden Recht des Kantons Zürich
lassen sich - abgesehen von den Fällen geschworenengerichtlicher Zuständigkeit - zwei gewichtige
Unterschiede ausmachen. Zum einen ist nicht schon nach fünf3, sondern erst nach zehn Tagen

Freiheitsentzug von einem Fall notwendiger Verteidigung auszugehen und zum andern fehlt eine
der Generalklausel nach § 11 Ziff. 5 StPO/ZH vergleichbare Regelung. Die dritte Differenz, dass
nämlich ein Fall notwendiger Verteidigung vorliegt, wenn der Staatsanwalt plädiert, dürfte von eher
untergeordneter Bedeutung sein und bleiben.
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Allerdings ist der Anspruch auf einen amtlichen Verteidiger nach der StPO/CH - anders als nach dem
noch geltenden zürcherischen Recht (§ 11 StPO/ZH) - nicht generell für alle beschuldigten Personen
identisch geregelt (vgl. Art. 132 StPO/CH): Handelt es sich bei der abzuklärenden Angelegenheit
nämlich um einen Fall, welcher in tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht solche Schwierigkeiten
bereitet, denen die beschuldigte Person allein nicht gewachsen wäre, und liegt gleichzeitig kein
Bagatellfall vor, so ist nach dem Bundesrecht nicht von einem Fall notwendiger Verteidigung
auszugehen. Trotzdem wird der beschuldigten Person eine amtliche Verteidigung bestellt, falls sie nicht
über die erforderlichen Mittel für eine erbetene Verteidigung verfügt (Art. 132 Abs. 1 lit. b und Abs. 2
StPO/CH).

Zusammengefasst wird der beschuldigten Person nach der Schweizerischen Strafprozessordnung in
Fällen notwendiger Verteidigung ein amtlicher Rechtsbeistand bestellt - sofern die beschuldigte Person
nicht selber einen Verteidiger mandatiert (Art. 132 Abs. 1 lit. a StPO/CH). Ist die beschuldigte Person
mittellos, hat sie unter gewissen Umständen Anspruch auf amtliche Verteidigung, obschon (noch) nicht
von einem Fall notwendiger Verteidigung auszugehen ist (Art. 132 Abs. 1 lit. b und Abs. 2 StPO/CH).

III. Das Recht der beschuldigten Person auf Orientierung und Unterstützung durch eine
Verteidigung im Strafverfahren

1. Orientierung über das Recht auf Bestellung einer Verteidigung

Nach Art. 158 Abs. 1 lit. c StPO/CH ist die beschuldigte Person zu Beginn der ersten Einvernahme
von Amtes wegen u.a. darauf hinzuweisen, dass sie berechtigt ist, eine Verteidigung zu bestellen oder
gegebenenfalls eine amtliche Verteidigung zu beantragen.

Beim Strafverfolgungsorgan, welches die erste Einvernahme im Sinne dieser Bestimmung
durchführt, kann es sich um einen Polizeibeamten handeln, welcher im Rahmen seiner selbständigen
Ermittlungstätigkeit (vgl. Art. 142 Abs. 2 StPO/CH) oder im Auftrag der Staatsanwaltschaft gestützt
auf Art. 312 Abs. 2 StPO/CH aktiv wird oder aber um einen Staatsanwalt respektive (juristischen)
Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft (vgl. Art. 311 Abs. 1 StPO/CH, Art. 142 Abs. 1 StPO/CH). Sie sind
die Adressaten der Belehrungspflicht.

Da der Anspruch der beschuldigten Person zu Beginn der ersten Einvernahme entsteht, stellt sich
die Frage, was unter dem Begriff der Einvernahme zu verstehen ist. Richtigerweise muss es sich dabei
um eine «Einvernahme zu Protokoll» handeln. Von einer solchen ist nach hier vertretener Auffassung
nicht nur auszugehen, wenn ein Befragungsprotokoll erstellt wird, sondern generell auch dann, wenn
die Aussagen in anderer Weise in die Strafakten aufgenommen werden.4 Dies kann insbesondere

in einem Bericht oder Rapport geschehen. Keine solche Einvernahme stellen somit beispielsweise
Fragen im Zusammenhang mit der Durchführung einer Hausdurchsuchung, Beschlagnahme oder
Verkehrskontrolle dar, sofern die betreffenden Antworten weder protokolliert noch sinngemäss in einem
Bericht wiedergegeben werden.

Art. 158 Abs. 1 lit. c StPO/CH gewährt den Anspruch der beschuldigten Person auf Orientierung über
das Recht auf Beizug einer Verteidigerin oder eines Verteidigers. Bei der beschuldigten Person handelt
es sich gemäss Art. 111
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Abs. 1 StPO/CH um diejenige Person, die in einer Strafanzeige, einem Strafantrag oder von einer
Strafbehörde in einer Verfahrenshandlung einer Straftat verdächtigt, beschuldigt oder angeklagt wird.
Im Gesamtzusammenhang bedeutet dies grundsätzlich, dass diese Person zu Beginn der ersten
Befragung als Beschuldigte bzw. Beschuldigter orientiert werden muss. Während kaum Diskussionen
darüber zu erwarten sind, ob eine Person in einer Strafanzeige oder in einem Strafantrag als
Tatverdächtige erwähnt ist, wird es zu Auseinandersetzungen darüber kommen, ob die später
beschuldigte Person nicht bereits zu einem früheren Zeitpunkt als solche hätte erkannt und ob sie
deshalb nicht bereits früher über ihre Rechte hätte aufgeklärt werden müssen.5 Mit anderen Worten

werden darüber Meinungsverschiedenheiten bestehen, ab welchem Zeitpunkt der Tatverdacht derart
erhärtet ist, dass von einem für die Zuweisung der Beschuldigtenrolle ausreichenden Tatverdacht
gesprochen werden kann. Massgebend zur Beantwortung der Frage, ob gegen eine bestimmte Person
der ausreichende Anfangsverdacht besteht, sie habe sich einer Straftat schuldig gemacht, sind
objektive Gesichtspunkte, nicht etwa die subjektive Einstellung des Strafverfolgungsorgans, welches
die Befragung durchführt. Im Zentrum des Interesses wird sodann die Frage stehen, ob die Aussagen
einer Person, welche zu Unrecht als Auskunftsperson und nicht als Beschuldigte befragt worden
ist, einem Verwertungsverbot unterliegen oder nicht. Nach hier vertretener Auffassung ist von der
Unverwertbarkeit auszugehen, es sei denn, die in der Rolle als Auskunftsperson getätigten Aussagen
würden durch die nunmehr offiziell beschuldigte Person bestätigt.6

Eine Besonderheit im Zusammenhang mit der Orientierungspflicht stellt die polizeiliche Anhaltung
nach Art. 215 StPO/CH dar. Gemäss dieser Bestimmung kann eine Person u.a. angehalten werden, um
abzuklären, ob sie eine Straftat begangen hat (Art. 215 Abs. 1 lit. c StPO/CH). Daraus folgt, dass sich
die Anhaltung nicht gegen eine beschuldigte Person richtet und entsprechend, dass die angehaltene
Person weder über die Beschuldigtenrechte zu orientieren ist noch Anspruch auf Kontaktaufnahme
oder gar Anwesenheit einer Verteidigerin oder eines Verteidigers hat.

In inhaltlicher Hinsicht erfordert die Orientierungspflicht die Aufklärung der beschuldigten Person
über ihr Recht, eine Verteidigung zu bestellen oder eine amtliche Verteidigung zu beantragen. Darüber
hinaus ist die beschuldigte Person über die Einleitung des Strafverfahrens zu informieren und es muss
ihr mitgeteilt werden, welche Straftaten ihr zum Vorwurf gemacht werden, dass sie die Mitwirkung
verweigern und dass sie eine Übersetzerin oder einen Übersetzer verlangen kann (Art. 158 Abs. 1 lit.
a-d StPO/CH).

Die soeben erwähnten Rechte der beschuldigten Person sind im Übrigen inhaltlich verfassungs- und
konventionsrechtlich garantiert.7 Ob eine entsprechende Garantie auch für die Belehrungspflicht an

sich gilt, ist bezüglich einzelner dieser Rechte zumindest umstritten.8 Jedenfalls bezieht sich Art. 31

Abs. 2 BV - anders als Art. 158 StPO/CH - ausschliesslich auf solche beschuldigte Personen, welchen
die Freiheit entzogen wird.

Was das Formelle betrifft, so erfolgt die Belehrung im Rahmen der Befragung in der Regel mündlich
und ist zu protokollieren. Die Protokollierung stellt zwar kein Gültigkeitserfordernis dar, jedoch trägt das
Strafverfolgungsorgan die Beweislast dafür, dass die Belehrung erfolgt ist.
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Zu prüfen ist, welche Folgen das Unterlassen der Belehrung nach sich zieht. Nach
bundesgerichtlicher Rechtsprechung zur damaligen aargauischen StPO, welche keine
Belehrungspflicht kannte, handelt es sich bei der Aufklärungspflicht um ein Recht der beschuldigten
Person, welches sich nicht nur aus dem Anspruch auf rechtliches Gehör ableiten lässt, sondern
vielmehr als eigenständige Verfahrensgarantie zu betrachten ist.9 Aufgrund des formellen Charakters

dieser Garantie seien die Aussagen, welche in Unkenntnis der Rechte gemacht worden sind,
unverwertbar. Da auch das öffentliche Interesse an der Wahrheitsfindung zu berücksichtigen sei,
könnten jedoch Einvernahmen, vor welchen die betroffene Person entgegen der klaren gesetzlichen
Regelung nicht belehrt worden ist, ausnahmsweise trotzdem verwertet werden, beispielsweise etwa,
wenn erwiesen ist, dass der beschuldigten Person diese Rechte bekannt waren.10

In Art. 158 Abs. 2 StPO/CH ist ausdrücklich festgehalten, Einvernahmen ohne Belehrung seien
nicht verwertbar. In Art. 141 Abs. 1 Satz 2 StPO/CH wird dies bestätigt. Entsprechend wird die
aktuelle Rechtsprechung des Bundesgerichts zum geltenden Recht, wonach Ausnahmen vom
Verwertungsverbot zulässig sein können, so etwa, wenn hinreichend erwiesen ist, dass die
beschuldigte Person ihre Rechte gekannt habe, aufgegeben werden müssen; dies deshalb, weil ohne
Belehrung erlangte Beweise nach der zitierten Bestimmung absolut unverwertbar sind.
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2. Veranlassen zur Erklärung betreffend die Verteidigung

Gemäss Art. 131 StPO/CH ist die Verfahrensleitung in Fällen notwendiger Verteidigung verpflichtet,
die Verteidigung zu bestellen. Um zu wissen, ob die beschuldigte Person selbst eine Verteidigerin
bzw. einen Verteidiger beizieht oder aber ob eine amtliche Verteidigung zu bestellen ist, muss das
zuständige Strafverfolgungsorgan diese zu einer Stellungnahme veranlassen.

3. Zeitpunkt der Bestellung der Verteidigung

a) Zeitpunkt der Bestellung der Verteidigung im Falle notwendiger Verteidigung

Die zuständigen Strafverfolgungsorgane - also Polizei, Staatsanwaltschaft oder Gericht - sind von
Amtes wegen verpflichtet, die Verteidigung unverzüglich sicherzustellen, wenn ein Fall notwendiger
Verteidigung vorliegt (Art. 131 StPO/CH).

Ist diese Voraussetzung bei der Einleitung des Vorverfahrens gegeben, so ist die Verteidigung nach
dem Wortlaut von Art. 131 Abs. 2 StPO/CH nach der ersten Einvernahme durch die Staatsanwaltschaft,
jedenfalls aber vor Eröffnung der Untersuchung zu gewährleisten. Das Vorverfahren umfasst sowohl
das polizeiliche Ermittlungsverfahren als auch das Untersuchungsverfahren (Art. 299 Abs. 1 StPO/CH).

Grundsätzlich hat also die Staatsanwaltschaft die Verteidigung vor der Eröffnung der Untersuchung
zu bestellen. Daraus muss der Schluss gezogen werden, dass die Bestellung der Verteidigung in aller
Regel vor der ersten Befragung durch die Staatsanwaltschaft zu erfolgen hat.



Nach der ersten Einvernahme durch die Staatsanwaltschaft kann sie nur dann zulässig sein, wenn
diese Befragung vor der Eröffnung der Untersuchung gemäss Art. 309 Abs. 1 StPO/CH stattfindet.
Das ist bei den sogenannten Brandtourfällen (Art. 307 Abs. 1 StPO/CH) möglich (trotz Art. 309
Abs. 1 lit. c StPO/CH) sowie dann, wenn die Staatsanwaltschaft die Abklärungen im polizeilichen
Ermittlungsverfahren an sich zieht, um abzuklären, ob ein hinreichender Tatverdacht für die Eröffnung
einer Untersuchung besteht (Art. 307 Abs. 2 StPO/CH).

Daraus ergibt sich, dass die amtliche Verteidigung selbstdann nicht generell vor der ersten
Einvernahme zu bestellen ist, wenn die Strafverfolgungsorgane von einem Fall notwendiger
Verteidigung ausgehen.11

b) Zeitpunkt der Bestellung der Verteidigung für die mittellose beschuldigte Person in deren Interesse

Wie erwähnt ist einer mittellosen beschuldigten Person allenfalls bei einem in tatsächlicher oder
rechtlicher Hinsicht schwierigen Fall ohne Bagatellcharakter eine amtliche Verteidigung zu bestellen. In
dieser Konstellation muss der Antrag auf Bestellung der amtlichen Verteidigung allerdings regelmässig
von der beschuldigten Person ausgehen.12 Entsprechend ist es primär sie, welche massgeblichen

Einfluss auf den Zeitpunkt der Bestellung der Verteidigerin oder des Verteidigers ausübt. Das Verhalten
des Strafverfolgungsorgans ist hier nur insofern von Relevanz, als es die beschuldigte Person nach
Art. 158 Abs. 1 lit. c StPO/CH zu Beginn der ersten Einvernahme auf die Möglichkeit der Verteidigung
aufmerksam zu machen hat.

4. Zuständigkeit zur Bestellung der amtlichen Verteidigung

Die amtliche Verteidigung wird gemäss Art. 133 Abs. 1 StPO/CH von demjenigen
Strafverfolgungsorgan bestellt, welches im jeweiligen Verfahrensstadium zuständig ist. Im Vorverfahren
handelt es sich hierbei um die Staatsanwaltschaft. Das zuständige Strafverfolgungsorgan
berücksichtigt gemäss Art. 133 Abs. 2 StPO/CH nach Möglichkeit die Wünsche der beschuldigten
Person.

5. Recht auf Anwesenheit der Verteidigung und auf Kontakt mit derselben

Die Frage, ab welchem Zeitpunkt der Verteidiger zur Teilnahme an Beweiserhebungen und
insbesondere an Einvernahmen der beschuldigten Person berechtigt ist, kann für den Ausgang des
Verfahrens von Bedeutung sein. Häufig werden nämlich in der ersten Phase der Untersuchung wichtige
Weichen gestellt.13 Wenn nun der beschuldigten Person gemäss Verfassungs- und Konventionsrecht

der Anspruch auf Verteidigung zugestanden wird, so muss diese gerade in entscheidenden Phasen
des Verfahrens gewährleistet sein. Entsprechend muss die Verteidigung der beschuldigten Person
nach Möglichkeit zu Beginn der Voruntersuchung Beistand leisten können. Man könnte in diesem
Zusammen-
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hang anstatt vom Anwalt der ersten Stunde vom Anwalt in ernster Stunde sprechen.



Nach dem EGMR ist zur Beantwortung der gestellten Frage massgebend, ob dem Verhalten,
insbesondere den Aussagen der beschuldigten Person im fraglichen frühen Stadium der
Voruntersuchung, eine Bedeutung beigemessen wird, welche für die Verteidigung im nachfolgenden
Strafverfahren von insgesamt erheblicher Relevanz ist. Ist dem so, so verlangt Art. 6 EMRK, dass
dem Beschuldigten zugestanden wird, vom Beistand eines Anwalts bereits im anfänglichen Stadium
der polizeilichen Befragung zu profitieren. Das betreffende Recht konnte gemäss bisheriger
Rechtsprechung des EGMR in begründeten Fällen eingeschränkt werden.14 Der neueste Entscheid

der Grossen Kammer des EGMR in Sachen Salduz v. Turkey verlangt nunmehr zwingende Gründe.15

Eine Verurteilung durch den Gerichtshof erfolgt allerdings nur dann, wenn das Verfahren zufolge der
Verweigerung des Rechtsbeistands zu Beginn der Voruntersuchung insgesamt als unfair erachtet
werden muss.16 Dies ist grundsätzlich dann der Fall, wenn belastende Aussagen der beschuldigten

Person, welche anlässlich der polizeilichen Einvernahme in Abwesenheit der Verteidigung getätigt
wurden, als (alleinige) Grundlage für eine Verurteilung verwendet wurden.17

Das Bundesgericht hat bisher in apodiktischer Weise die Auffassung vertreten, weder aus Art. 32
Abs. 2 BV noch aus der EMRK ergebe sich ein Recht auf Anwesenheit des Verteidigers bei einer
polizeilichen Einvernahme.18

Auch wenn dieser Entscheid des EGMR angesichts der Regelung in Art. 159 StPO/CH nicht für viele
Fallkonstellationen von Relevanz sein wird, drängt sich für das Bundesgericht doch ein Überdenken
seiner Position auf. Bei polizeilichen Einvernahmen hat die beschuldigte Person gemäss der zitierten
Bestimmung das Recht auf Anwesenheit der Verteidigerin oder des Verteidigers. Diese sind befugt,
Fragen zu stellen. Allerdings lässt sich aus den erwähnten Ansprüchen kein Recht auf Verschiebung
einer Einvernahme ableiten (Art. 159 Abs. 3 StPO/CH).

Wird die beschuldigte Person vorläufig festgenommen, so hat deren Verteidigung selbstverständlich
ebenfalls das Recht auf Anwesenheit bei der Befragung sowie auf Ergänzungsfragen. Zusätzlich hat
die beschuldigte Person das Recht auf freien Verkehr mit ihrer Verteidigung (Art. 159 Abs. 2 StPO/
CH). Gleiches gilt bei Untersuchungs- und Sicherheitshaft (Art. 223 Abs. 2 StPO/CH). Der freie Verkehr
wird zwar in der BV und EMRK nicht ausdrücklich garantiert, wohl aber in Art. 14 Ziff. 3 lit. b IPBPR.
Jedenfalls stellt er eine wesentliche Voraussetzung für eine ausreichende Verteidigung dar, welche
sowohl nach Verfassungs- wie auch Konventionsrecht garantiert sein muss.

Das Recht auf Anwesenheit der Verteidigung bei der Polizei muss die beschuldigte Person geltend
machen. Die Polizei ist mit anderen Worten nicht verpflichtet, von sich aus aktiv zu werden und
die Verteidigerin bzw. den Verteidiger aufzubieten. Ergibt sich aber, dass die beschuldigte Person
die Verteidigung nicht vor der fraglichen Einvernahme davon unterrichten konnte, so muss ihr die
Möglichkeit gegeben werden, mit ihrer Verteidigerin oder ihrem Verteidiger Kontakt aufzunehmen. Zu
diesem Zweck ist nötigenfalls die erforderliche Infrastruktur zur Verfügung zu stellen (Telefonbuch,
allenfalls Verzeichnis der Anwälte, Telefon).

Das Recht der Verteidigung auf Anwesenheit bei Einvernahmen gemäss Art. 159 Abs. 1 und Abs. 2
StPO/CH, also bei selbständigen polizeilichen Befragungen, bezieht sich
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ausschliesslich auf Befragungen der beschuldigten Person, nicht aber etwa auf polizeiliche
Befragungen von Auskunftspersonen oder von Mitbeschuldigten. Demgegenüber ist die Verteidigerin
bzw. der Verteidiger zur Anwesenheit bei Befragungen anderer Personen berechtigt, wenn diese im
Auftrag der Staatsanwaltschaft erfolgen (Art. 312 Abs. 2 i.V. mit Art. 147 Abs. 1 StPO/CH).

Wird die beschuldigte Person zur Befragung vorgeladen, so kann sie vor der Befragung mit ihrer
Verteidigerin bzw. ihrem Verteidiger Kontakt aufnehmen. Nimmt sie erst zu Beginn der Einvernahme
von ihrem Recht auf Beizug einer Verteidigerin oder eines Verteidigers Kenntnis, muss die
Einvernahme nicht abgebrochen werden, um der beschuldigten Person zu ermöglichen, die
Verteidigung zu organisieren und sich zu besprechen. Immerhin kann die beschuldigte Person von
ihrem Recht auf Aussageverweigerung Gebrauch machen, bis sie mit der Verteidigung Kontakt
aufgenommen hat.

Auch im Falle einer Festnahme besteht kein Anspruch auf Verschiebung der Einvernahme. Es ist
jedoch darauf zu achten, dass die Verteidigung nach Möglichkeit bei der Befragung anwesend sein
kann. Da die Verteidigung nur Sinn macht, wenn die beschuldigte Person und ihre Verteidigerin bzw.
ihr Verteidiger sich wenigstens kurz besprechen, muss ihnen diese Möglichkeit vor der Einvernahme
gewährt werden. Allenfalls ist die Einvernahme zu diesem Zweck kurz zu unterbrechen.19

In Art. 159 Abs. 1 StPO/CH ist ausschliesslich vom Anwesenheitsrecht der Verteidigung bei der
polizeilichen Einvernahme die Rede. Daraus darf nun per argumentum e contrario nicht gefolgert
werden, bei Einvernahmen durch den Staatsanwalt bestehe kein Anwesenheitsrecht der Verteidigung.
Vielmehr ist nach hier vertretener Auffassung der umgekehrte Schluss zu ziehen, dass das
Anwesenheitsrecht in diesem Verfahrensstadium erst recht zu gewähren ist.20 Gemäss Botschaft soll

sich dies aus dem allgemeinen Recht der Parteien auf Teilnahme an Beweiserhebungen i.S.v. Art. 147
Abs. 1 StPO/CH sowie aus dem Recht auf Privatverteidigung nach Art. 127 Abs. 1 StPO/CH ergeben.21

6. Rechtsfolgen bei unrechtmässiger Verweigerung des Verteidigerbeizuges

Wird der Beistand einer Verteidigerin oder eines Verteidigers durch die Strafverfolgungsbehörden
zu Unrecht verweigert, so sind die Aussagen der beschuldigten Person nicht verwertbar. Die Sanktion
der Unverwertbarkeit findet sich für diese Konstellation zwar nicht explizit in der Schweizerischen
Strafprozessordnung, dürfte aber unbestritten sein. Jedenfalls wäre nicht nachvollziehbar, wenn die
Unterlassung der Belehrungspflicht betreffend die Verteidigung zur Unverwertbarkeit der
Einvernahmen führen würde (Art. 158 Abs. 2 StPO/CH), nicht aber die Verweigerung der Verteidigung
selbst.22 Bestätigt die beschuldigte Person nachträglich im Beisein ihrer Verteidigerin bzw. ihres

Verteidigers die zu einem früheren Zeitpunkt ohne Verteidigung gemachten Aussagen, so werden
diese Aussagen verwertbar. Der Grund dafür liegt darin, dass es dem Strafverfolgungsorgan nicht
verwehrt ist, die im Rahmen der unverwertbaren Einvernahme gestellten Fragen erneut zu stellen.
Die beschuldigte Person kann im Rahmen dieser zweiten Befragung diese Fragen entweder einzeln
beantworten oder aber generell auf die damals erteilten Antworten verweisen.

Stichwörter: Recht auf Verteidigung, Anwalt der ersten Stunde, erste Einvernahme der beschuldigten
Person, Belehrungspflicht, Verwertbarkeit



Mots-clés: droit d′être défendu, avocat de la première heure, premier interrogatoire de la personne
prévenue, obligation d′informer, possibilité d′exploiter

Zusammenfassung: Der Beitrag befasst sich mit dem Anspruch auf Beizug eines Rechtsbeistands,
mit dem amtlichen Rechtsbeistand und dem Recht der beschuldigten Person auf diesbezügliche
Belehrung, mit dem Zeitpunkt der Bestellung der Verteidigung sowie mit dem Recht auf Anwesenheit
der Verteidigung zu Beginn der Voruntersuchung.

Résumé: La contribution traite du droit de se faire assister d′un conseil juridique, de l′avocat d′office
et du droit de la personne prévenue d′être informée de manière correspondante, du moment de
la désignation du défenseur ainsi que du droit à la présence de ce dernier au commencement de
l′instruction préparatoire.

[*] Überarbeitete Fassung des Vortrages vom 22.9.2008, gehalten im Rahmen einer durch den Verein
Pikett Strafverteidigung organisierten Veranstaltung.
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